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Der Bundesminister der Verteidigung 

VR IV7- Az. 23-11-03 


Bonn 1, den 15. Januar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 244. Sitzung am 27. Juni 
1969 folgenden Entschließungsantrag — Umdruck 731 Nr. 9 — 
angenommen: 

„Die Bundesregierung soll gesetzgeberische Maßnahmen 
Vorschlägen, durch die sichergestellt wird, daß Wehr- 
pflichtige auch dann von dem Arbeitgeber ein ungekürztes 
Weihnachtsgeld erhalten müssen, wenn sie in dem frag- 
lichen Jahr teilweise Wehrdienst abgeleistet haben. Dar- 
über hinaus sollten auch Wehrpflichtige vom Bund ein 
Weihnachtsgeld erhalten. Beide Maßnahmen wären ein 
Beitrag zur besseren Wehrgerechtigkeit," 

Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Entschließung 
wie folgt Stellung: 

1. Nach den einschlägigen Vorschriften führen Zeiten des 
Wehrdienstes in der Regel dazu, daß das vom Arbeitgeber 
gezahlte Weihnachtsgeld im Entlassungsjahr für jeden vol- 
len Wehrdienstmonat um V 12 gekürzt wird. Die Beseitigung 
dieser Kürzung mußte gesetzessystematisch durch eine ent- 
sprechende Regelung im Arbeitsplatzschutzgesetz herbei- 
geführt werden. Hiergegen bestehen jedoch Bedenken: 

— Das Weihnachtsgeld ist eine Sonderleistung, die der 
Arbeitgeber aus Fürsorgegründen erbringt, ln die hier 
gegebene Gestaltungsfreiheit auf sozialem Gebiet sollte 
nicht durch gesetzliche Regelungen eingegriffen werden. 
Andernfalls müßte damit gerechnet werden, daß der 
Arbeitgeber bezüglich weiterer Sonderleistungen künf- 
tig zurückhaltender sein wird. Dies gilt umsomehr, als 
die gesetzliche Maßnahme nicht nur das Weihnachtsgeld, 
sondern auch die übrigen, außerordentlich zahlreichen 
Gratifikationen (Erfolgspräinien, Sachleistungen usw.) 
erfassen müßte. 

— Soweit das Weihnachtsgeld Gegenstand tarifvertragli- 
cher Vereinbarungen ist, verbietet darüber hinaus die 
Tarif autonomie, die fester Bestandteil unserer Wirt- 
schaftsordnung ist, einen gesetzgeberischen Eingriff. 
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— Dem Weihnachtsgeld ist nach herrschender Meinung Ent- 
geltcharakter beizumessen. Nach der angestrebten Ge- 
setzesänderung wäre der Arbeitgeber gezv/ungen, eine 
dem Arbeitsentgelt gleichzusetzende Leistung für einen 
Zeitraum zu gevv^ahren, in dem der Arbeitnehmer nicht 
gearbeitet hat. Damit würde der wichtigste Grundsatz 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes aufgegeben v/erden, daß 
die wechselseitigen Leistungspflichten während des 
Wehrdienstes ruhen. 

— Im Vergleich zu dem Arbeitsentgelt selbst stellt das 
Weihnachtsgeld nur eine Zugabe dar. Es erscheint nicht 
folgerichtig, daß der Entzug dieser Zugabe als Härte be- 
seitigt werden soll, während der Fortfall des Arbeits- 
entgelts (so in der Regel beim Grundwehrdienst) durch- 
aus zugemutet wird. 

— Für viele Arbeitgeber in der freien Wirtschaft wäre die 
finanzielle Belastung erheblich. Dies gilt insbesondere 
in den Fällen, in denen der Wehrpflichtige gegen Jahres- 
ende aus dem Grundwehrdienst zurückkehrt. Der Arbeit- 
geber müßte hier für die Wehrdienstzeit im Entlassungs- 
Jahr fast den vollen Weihnachtsgeldbetrag, d. h. mögli- 
cherweise einen ganzen Monatslohn oder mehr, aufbrin- 
gen, obwohl der Arbeitnehmer nur kurze Zeit gearbeitet 
hat. Mit erheblichem Widerstand von Seiten der Arbeit- 
geber wäre zu rechnen. 

— Vielfach geht der Wehrpflichtige nach Beendigung des 
Wehrdienstes ein neues Arbeitsverhältnis ein. Der Ar- 
beitgeber wäre daher gehalten, auch neueingestellten 
Gedienten ein ungekürztes Weihnachtsgeld zu zahlen. 
Dies kann dem Arbeitgeber — vor allem bei Einstellung 
gegen Jahresende — jedoch nicht zugemutet werden. 

Zudem würde sich eine so weitgehende Verpflichtung 
des Arbeitgebers bei der Bewerbung um einen neuen 
Arbeitsplatz zum Nachteil des Wehrpflichtigen auswir- 
ken. 

— Für Wehrübungen ist eine solche Maßnahme überdies 
nicht erforderlich. Wehrübende erhalten nämlich eine 
Verdienstausfallentschädigung, bei deren Bemessung das 
im Jahr vor der Einberufung erhaltene Weihnachtsgeld 
bereits — leistungssteigernd — berücksichtigt ist. 

2. Die Zahlung eines Weihnachtsgeldes durch den Bund wird 
dagegen von der Bundesregierung befürwortet. Sie hat am 
13. November 1969 den diesbezüglichen Entwurf eines Fünf- 
ten Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes verab- 
schiedet, der für 1969 die Zahlung einer besonderen Zuwen- 
dung von 70 DM vorsieht. Im Zusammenhang mit den Bera- 
tungen eines Initiativgesetzentwurfs der CDU/CSU — Bun- 
destagsdrucksache VI/8 — haben der Innenausschuß und der 
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Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages den Ent- 
wurf der Bundesregierung inhaltlich übernommen. Der 
Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in der 21. Sit- 
zung am 12. Dezember 1969 in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedet. Die Zuwendung für 1969 ist bereits mit dem 
Wehrsold für die erste Dezemberhälfte gezahlt worden. Im 
Rahmen der eingeleiteten Bestandsaufnahme der Probleme 
des Wehrdienstausgleichs wird auch die Gewährung eines 
Weihnachtsgeldes für die kommenden Jahre einer abschlies- 
senden Regelung zugeführt werden. 

Berkhan 
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